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Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
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hier: Einzelplan 25 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 
— Drucksachen 11/5000 Anlage, 11 /5570,11/ 5581 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Verpflichtungsermächtigung für die Gewährung von 
Finanzhilfen an die Länder zur Förderung des sozialen Woh-
nungsbaus wird auf insgesamt 3,5 Mrd. DM erhöht. Priorität ist 
der Förderung des Baus von Mietwohnungen im ersten Förder-
weg einzuräumen. Eine angemessene Quote muß in den Uni-
versitätsstädten für studentisches Wohnen eingesetzt werden. 

2. Zur Gewährleistung stabiler Rahmenbedingungen und einer 
klaren Orientierung für Investoren wird im Rahmen einer Vor-
veranschlagung der gleiche Betrag an Verpflichtungsermächti-
gungen auch für das Jahr 1991 ausgewiesen. 

3. Die Anhebung der Verpflichtungsermächtigung führt im Jahr 
1990 zu zusätzlichen Ausgaben in Höhe von 300 Mio. DM. Die 
Mehrausgaben sind durch den Antrag der Fraktion der SPD zu 
den Kürzungen beim Bundesminister der Verteidigung ge-
deckt. 

Bonn, den 27. November 1989 

Dr. Vogel und Fraktion 




